ſoll; höhſtens das 
vielleicht zu erſchüttern ſuchen. (Heiterkeit.) Ge 
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Iuferate: Die Petitzeile 1 Sgr. fur Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 
M un. Abendblatt. Sonmbend, den 26. Januar. 8 1867. 
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Deutſchlaud. 

Berlin, 25. Januar. Den fämmtlichen Offizieren und 
Mannſchaften, welche in Folge von Verwundungen und durch die 
erlittenen Strapazen des letzten Feldzuges in ihrem Gefundheits- 
zuſtande zurückgekommen find, wird, wie hieſige Blätter melden, 
im Laufe dieſes Frühjahrs und Sommers ein mehrmonatlicher 
Urlaub und aus Staatemitteln ein erheblicher Geldzuſchuß gewährt 
werden. 

— Es if ſchon mehrfach auf das unpatriotiſche Verfahren 
einer ſogenannten „katholiſchen“ Partei bingewieſen, welche das 
Beſtreben erkennen läßt, die erweiterte Macht Preußens als eine 
Gefahr für die katholiſche Kirche darzuſtellen. Da iſt es für uns 
doppelt erfreulich, daß am Sitze des Päpſtlichen Stuhles in Rom 
der „Oſſervatore Romano“ vom 8. d. M. den Anſchauungen dleſer 
„katholiſchen Partei” par excellence in ſehr beſtimmter Weiſe 
entgegentritt. 

Das „Mémorial diplomatique“ in Paris verfolgt bekanntlich 
den Zweck, überall Beſorgniſſe vor der wachſenden Macht Preußens 
hervorzurufen und die öffentliche Stimmung dadurch aufzuregen. 
Heute iſt Preußen nach dieſem Blatte eine Gefahr für die Fatho- 
liſche Welt; morgen will Preußen nicht wieder zu Gunſten Ita- 
liens, ſeines geftrigen Bundesgenoſſen, ſondern gegen Italien im 
Intereſſe des Papfttbums auftreten. „Welche Stellung wird Preu- 
ßen, wenn es erſt das deutſche Reich fein wird, der römiſchen An- 
gelegenheit gegenüber einehmen?“ Dieſe Frage richtet das Mémorial 
an die Politiker Europas, und das genannte römiſche Blatt ant- 
wortet darauf in einem dem Anſcheine nach offiziöfen Artikel, daß 
Preußen, trotz der Verbindung mit Italien, doch ein Gegner der 
Revolution ſet, und verſichert, daß die Macht, welche Preußen be- 
reits erlangt habe oder noch erlangen werde, der katholiſchen Welt 
nicht zur Beſorgniß gereichen könne. (N. Pr. 3.) 

Berlin, 25. Januar. (Abgeordnetenhaus) 57. Sitzung 
(Schluß.) Abg. Reichenſperger ſpricht ſich gegen den Antrag der Kom⸗ 
miſſion und gegen das Binckeſche Amendement aus. Soll von einem wirk⸗ 
lichen Budgetrecht des Hauſes die Rede fein, fo müſſen die Verhältuiſſe 
anders geregelt werden. — Abg. Dr. Virchow: Die Regierung möge in 
ihrem eigenen und in dem Intereſſe des Hauſes ihre Anſicht klar legen. 
Redner geht auf die Stellung des norddeutſchen Parlaments ein und em⸗ 
pfiehlt den Kommiſſions ⸗Antrag, der allen Anforderungen entſpricht. — 
Abg. Tweſten: Abhülfe muß geſchafft werden, um dem konſtitutionellen 
Recht zu entſprechen. Wir können uns damit auf das norddeutſche Parla- 
ment nicht vertröſten laſſen, denn wir wiſſen noch nichts über ſeine Zuſam⸗ 
menſetzung. — Abg. v. Binde (Hagen): Ueber den Grundſatz find wohl 
Alle einig, daß das Etatsgeſetz vor Beginn des Etatsjahres feſtgeſtellt ſein 
jüngere Mitglied für Gardelegen wird denſelben nachher 


der d ſenen Summen. Ferner können wir nicht willen, wie 
ſich die Verhältniſſe des norddeutſchen Bundes geſtalten 85 De ich 
zu den unſrigen in dieſer Frage für durchaus korrelat halte. In dem Kom⸗ 
miſſionsbericht finden ſich Klagen über die Vorberathung im Hauſe und 
über die Haft derſelben; es ſeien, wie man daraus erſehe, mindeſtens vier 
Monate zur Berathung nöthig. Beides beſtreite ich. Hätte nicht die Bud⸗ 
get⸗Kommiſſion das menſchliche Bedüfniß gehabt, ihre alten Anſichten immer 
wieder vorzubringen, hätten wir nicht ſo viel über das Polizei⸗Präſidium, 
über Eiſenbahn⸗Coupés, über Köln⸗Mindener Eiſenbahn debattirt, ſo wären 
wir viel zeitiger fertig geworden; in dieſem Jahre aber haben wir vier 
Wochen gebraucht, alſo werden uns acht Wochen vollſtändig genügen. — 
Regier.⸗Kommiſſar Wollny: Zunächſt habe ich das Bedauern des Herrn 
Finanzminiſters auszuſprechen, welcher durch eine dringende Konferenz ver⸗ 
hindert iſt, der Verhandlung länger beizuwohnen, obwohl er dieſelbe für 
ſehr wichtig hält. Der Antrag des Abg. Michaelis will eine ſeit 50 Jahren 
bewährte Einrichtung ändern. In Bezug auf die verſchiedenen Bedenken 
gegen denſelben verweiſe ich auf den ausführlichen Kommiſſionsbericht. Bei 
der jetzigen Einrichtung können die Jahresabſchlüſſe im Winter gemacht 
werden, wo viele Geihäfte ganz ruhen oder deren weniger als im Sommer 
betrieben werden. Bei Verlegung des Etatsjahres auf den 1. Juli bis 
30. Juni würden dieſe Abſchlüſſe in eine Jahreszeit fallen, wo alle Ge⸗ 
ſchäfte in vollem Gange find, wo die Bauunternehmer außer Stande wären, 
die Rechnungen aufzuſtellen, was ſehr viele Uebertragungen und eine große 
Verminderung der Zuverläſſigkeit zur Folge haben würde. Ebenſo erfolgt 
die Veranlagung der direkten Steuern für das Kalenderjahr. Der Antrag 
ſteller legt Gewicht darauf, daß zur Berathung längere Zeit geſtattet ſein 
müuſſe. Sch laſſe dahin geſtellt, ob die erſte oder zweite Hälfte des Jahres 
die geeignetere Zeit iſt, aber es läßt ſich noch gar nicht überſehen, wann 
der Reichstag tagen wird; dem können wir aber nicht vorgreifen. Dieſe 
Erwägung mag die Kommiſſion zu ihrem Antrage geführt haben. Die 
Regierung kann jedoch auf dieſe Anträge nicht eingehen. Dieſelben ſollen 
die Wiederkehr der Verſpatung des Budget-Gejeges verhüten, und man fin ⸗ 
det den gegenwärtigen Zeitpunkt dazu ſehr geeignet; ich glaube das Gegen⸗ 
theil. Die Regierung befindet ſich, wie aus dem Berichte hervorgeht, in 
voller Uebereinſtimmung mit der Anſicht, daß durch die Thronrede die ye- 
ſetzliche Nothwendigkeit der Vereinbarung des Budgets anerkannt und die 
Grundſätze des Miniſterialerlaſſes vom Dezember 1850 verlaſſen find. Sie 
bat den ernſten Willen, ihrerſeits alles zu thun, um das rechtzeitige vor- 
herige Zuſtandekommen zu ermöglichen und in dieſem Jahre iſt ihr und 
den Anſtrengungen des Hauſes dies gelungen. Derſelbe Wille und das⸗ 


ettin aber muß ich an die Sch 


ſelbe eigene Jutereſſe, welches mit dem des Landes identiſch iſt, wird die 


Regierung auch ferner leiten, und gerade die diesjährigen Berathungen dür 
— ihr wohl das Vertrauen erwerben. Erkennt man dies aber an, wozu 
ann ein „Exeitatorium“, wozu eine Verwahrung gegen ihr fremde Abſich⸗ 
ten? Von dieſem Geſichtspunkt aus kann die Regierung dieſe Anträge 
nicht empfehlen. An und für ſich hält die Regierung die Zeit von 4 Mor» 
naten weder für zu kurz noch zu lang; aber eine fo fefte Beſtimmung dar⸗ 
über würde ihr bei nur geringer Verſäumniß eine ſchwere Verſchuldung 
aufbürden. Sie kann daher nicht die Ueberzeugung gewinnen, daß unter 
allen Umftäuben gerade 4 Monate die einzige Friſt wären, namentlich da 
in Zukunft eine feſtere Geſtaltung und Vereinfachung unſeres Etats eine 
weſentliche Verkürzung dieſer Zeit möglich machen wird. Welche Berwal- 
tungszweige aber auf das norddeutſche Parlament übergehen werden, dar⸗ 
über vermag die Regierung noch keine Erklärung abzugeben. Aus allen 
dieſen Gründen bitte ich, über die Anträge zur Tagesordnung überzugehen. 

Ein Antrag auf Schluß der Diskuſſion wird abgelehnt. Freiherr v. 
Hoverbeck: Auf die Ueberraſchung, daß die Regierung ſelbſt einen An⸗ 
trag des Herrn v. Vincke zurückweiſt war ich nicht gefaßt. Die Regierung 
erkennt ihre verſaſſungsmäßige Verpflichtungen, wenn man aber einen prak⸗ 
tiſchen Vorſchlag macht, oder auch nur fie auffordert, die Verpflichtung zu er- 
füllen, zieht fie ſich zurück. Abg. v. Vincke monirt nun. daß vier Monate 
eine zu lange Zeit ſeien. Die Budgetkommiſſion, die allerdings das große 
Unglück hat, ſich des fortgefegten Mißfallens des Abg. v. Binde zu erfreuen 
und der frühere Miniſter v. Patow waren ſtets darüber einig, daß vier 


Stettiner 


en den Antrag des Abge⸗ 
rigkeiten erinnern in Be. 


Monate der kürzeſte Zeitraum ſei. der Herr Regierungs⸗Kommiſſar ſagt, 
die Zeit wäre jetzt nicht opportun fi ſolche Beſtimmungen; das kann bei 
einer Verfaſſungsfrage aber gar nicht in Betracht kommen. Die Einwendung 
mit dem norddeutſchen Parlamente, welches man jetzt immer herbeizieht, 
wenn andere Einwendungen nicht bquem find, kann ich nicht anerkennen. 
Es iſt wird demſelben gerade von Itteereſſe fein, zu wiſſen, wie das preu⸗ 
ßiſche Abgeordnetenhaus die Schwieigkeiten des Budgetrechtes ſicher und 
gut zu löſen gedenkt. (Bravo.) — Som Grafen Schwerin iſt der An⸗ 
Antrag eingegangen, in Erwartung, daß die Regierung das Budget recht⸗ 
zeitig vorlegen werde, zur Tagesor nung überzugehen. — Derſelbe wird 
ausreichend unterſtützt. — Regierung Kommiſſar Wollny: Ich muß Ver⸗ 
wahrung dagegen einlegen, daß die Regierung einen ſchroffen Standpunkt 
eingenommen hat, dadurch, daß ſie beſtimmte Vorſchläge als inopportun 
bezeichnet. Die Regierung würde deſelben annehmen, wenn fie Ausſicht 
auf Erfolg hätten; das iſt jetzt aber nit Rückſicht auf das norddeutſche Par⸗ 
lament nicht der Fall. Mit dem Aitrage des Abg. v. Binde iſt die Re ⸗ 
gierung materiell einverſtanden, fie verwahrt ſich nur dagegen, daß eine be⸗ 
ſondere Aufforderung nöthig ſei, mchdem ſie grundſätzlich ſich auf den 
Standpunkt des Abgeordnetenhauſes geſtellt hat. Mit der motivirten Ta⸗ 
gesordnung ſei die Regierung einverſtanden. — Ein Schlußantrag wird 
abermals abgelehnt. — Abg. v. Gerlach (Gardelegen): Das jüngere Mit⸗ 
glied für Hagen (Heiterfeit) huldigt wohl nicht mit mir der Meinung, daß 
man ſeine Mütze immer auf den größten Haufen ſchmeißen muß. Aber 
das ſcheint das jüngere Mitglied für Hagen mit dem „jüngeren Mitgliede 
für Gardelegen“ gemein zu haben, daß ihre Liebe zur Regierung manchmal 
eine verſchmähte iſt. (Heiterkeit.) Die Regierung erklärt, daß fie das 
Budget ſtets ſo zeitig als möglich einbringen wird; es ift alſo möglich, daß 
das in manchen Fällen nicht rechtzeitig geſchehen kann. Was dann? Es 
läge nahe, von der Regierung eine Geſetzesvorlage zu erwarten, durch welche 
die Verfaſſung dahin deklarirt oder geändert würde, daß ein Budget ſo 
lange gilt, bis ein neues zu Stande kommt. (Bravo! links.) Die Regie ⸗ 
rung hat das nicht gethan und nicht einmal erklärt, daß ſie event. beiſtim⸗ 
men würde. Es iſt aber bekanntlich kein großes Unglück, wenn der Etat 
nicht geſetzlich zu Stande kommt (große Heiterkeit); denn außer den Vor⸗ 
theilen des Budgetskonflikts, die i neulich ſchon angeführt habe, ſchützt er 
das Laud auch vor neuen Steuern! Die Kommiſſion meint zwar, daß dann 
das Berfaſſungsleben krankt; aber, das werden ja die Herren Mediziner, die 
auf jener Seite figen, wiſſen — oft iſt die Fortdauer gewiſſer Schaden der 
Geſundheit zuträglicher, als wenn man fie kurirt. (Große Heiterkeit.) Es 
kann auffallen, daß der Herr Finanzminiſter heute erklären läßt, daß die 
Regierung nicht mehr auf dem Standpunkte des Miniſtecialerlaſſes vom 
Dezember 1850 ſteht, welchen er ſelbſt mit dem damaligen Abg. v. Bis⸗ 
marck⸗Schönhauſen gegen den Abg. Simſon vertheidigt und anerkannt hat. 
Ich halte an dieſer Anſicht noch Ta und hoffe dringend, daß auch die Re⸗ 
gierung dazu zurückkehren wird. (Heiterkeit. Bravo links.) Ein Schluß⸗ 
antrag wird wiederum abgelehnt. Graf Schwerin: Ich theile den Staud ⸗ 
punkt der Regierung. Wir konnen jetzt die Friſt von vier Monaten nicht 
jo kategoriſch feſtſetzen. Ich hätte mich dem Antrage des Abg. v. Vinke an⸗ 
geſchloſſen, wenn ſich die Regierung nicht auch gegen dieſen ausgeſprochen, 
weil ſie darin ihrerſeits einen Vofwurf findet, den ſie nicht verdient zu 
haben glaubt und eine Anregung, zir welcher keine Veranlaſſung vorzulie⸗ 
gen ſcheint. Es ſind die Verſicherungen der Thronrede ansdrücklich wieder⸗ 
holt und anerkannt worden, daß g nicht mehr auf dem Stand⸗ 
punkt des Miniſterialerlaſſes von Damit iſt die Lückentheorie⸗ 
ehe und da fi „ was Verb 


aud 


center zu zweifeln und bitt 


Diskuſſiou if geſchloſſen. 


Seite die Wahrheit nicht hören wollten und nicht wünſchten, daß ſolche 
eſetzwidrigen Ausſchreitungen von Beamten zur Kenntniß des Volkes 
ämen. — Redner wird von der Rechten mehrfach durch Lärmen und ver⸗ 
ſchiedenartige Rufe unterbrochen; der Vicepräftdent weiſt die rechte Seite 
des Hauſes mehrere Male zur Ruhe und zur Ordnung. — Vicepräſident 
Stavenhagen erklärt nochmals, daß er nicht befugt fei die Debatte in 
der von Abg. Heiſe gewünſchten Were zu beſchränken. — Abg. Scharn⸗ 
weber ſpricht in ſehr langer Rede gegen den Kommiſſionsantrag und ſucht 
als Landrath des niederbarnimſchen reiſes feinen Kreisſekretär gegen die 
vorgebrachten Beſchuldigungen zu wertbeibigen. Der Bericht der Kommiſſton 
ſei ungründlich und parteiiſch: der Petent ſei vollkommen gemäß ſeiner 
Vermoͤgensverhältniſſe beſteuert und habe keinen Grund zur Klage. — 
Während dieſer Rede tritt vollſtändige Dunkelheit ein, der man durch An⸗ 
zünden der Kronleuchter abzuhelfen ſucht. — Vom Abg. Heiſe iſt der An⸗ 
trag eingegangen, über die Petition zur Tagesordnung überzugehen. — Der 
Regierungs⸗Kommiſſar erklärt, daß ſeine Mittbeilungen in der Kommiſſion 
aus amtlichen Quellen geſchöpft wären. — Es wird ein Antrag auf Ver⸗ 
tagung angenommen. S 15 der Sitzung 4%½ Uhr. Nächſte Sitzung 
Se 12 Ühr. Tages⸗Ordnung: Erledigung der heutigen Tages⸗ 
rdnung. 


Altona, 24. Januar. Unter Glockengeläute und Aufziehen 
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großer preußiſcher Fahnen auf dem Rathhauſe und auf den Kirch 
thürmen erfolgte heute Mittag 12 Uhr die amtliche Verkündigung 
der Einverlelbung unſerer Lande in das Königreich Preußen in der 
Vordlele des Rathhauſes, die zu dem Zwecke ringsum in den preu- 
ßiſchen Farben geſchmückt und mit einer ſchön ausgeſtatteten Eſtrade 
verſehen war, auf welcher ſich der preußiſche Adler in Gips zeigte. 
Es verſammelten ſich auf dieſem Platze die Mitglieder der Stadt- 
Kollegien, die Geiſtlichen aller Bekenntniſſe, auch der Rabbiner der 
deutſch - iſraelitiſchen Gemeinde, Lehrer der öffentlichen Schulen, 
mehrere Offiziere und auch viele Privatperſonen; von ſolchen waren 
auch die oberen Räume gefüllt. Der Bürgermeifter und zeitweilige 
Oberpräſident der Stadt, v. Thaden, ſprach zur feſtgeſetzten Stunde 1 
von dem Auftritte der Eſtrade aus zu der Verſammlung. Nach a 
einigen einleitenden Worten, in denen er fih auf das ihm vom 
Oberpräſidenten der Herzogthümer für dieſe feierliche Handlung er- 
tbeilte Kommiſſorium bezog, verlas er das Befipergreifungs-Patent — 
und die an die Bewohner der Herzogthümer gerichtete Proklamatlon, 
welche zu derſelben Zeit auch an die Mauern der Stadt und dle 
Anſchlagſäulen befeſtigt wurden. Das Beſitzergreifungs⸗Patent be⸗ 2 
zieht ſich einfach auf den Wiener und den Prager Frieden; in ber 5 
Proklamation wird die in den Verhältniſſen Deutſchlands liegende 
Nothwendigkeit, die für daſſelbe gewonnenen Herzogthümer mit 
einem großen und ſtarken Staate zu vereinigen, hervorgehoben, 
und des Widerwillens etwähnt, mit welchem ſie ihre frühere Ver⸗ 
bindung mit dem außerdeutſchen Staate getragen hätten, und der 
Feſtigkeit, welche ein Theil der Bewohner in dem Beharren bet 5 
einer nachher eingegangenen Verbindung gezeigt habe, als einer : 
Stammeseigenthümlichkeilt einige Anerkennung gezollt. Die Ver⸗ 4 
beißungen find ganz ähnlich den in den früheren Einverleibungs⸗ 
Patenten ertheilten. Der Herr Bürgermeiſter fügte der Verleſung 
eine kurze Rede an, in welcher er auf die ruhmreichen Siege der 
preußiſchen Waffen als auf die nächſte Veranlaſſung dieſes ab⸗ 
ſchließenden Staatsaktes wies und an den Umſtand, daß gerade 
unſer Land die Verhältniffe des alten Deutſchlands zu beklagen 
gehabt habe, das Vertrauen knüpfte, daß nun das durch Preußen 
neu erſtandene Deutſchland von unſerem Lande aus freudig geför⸗ 5 
dert werde. Aufwärts ſollen wir den Blick richten und vorwärts, N 
vorwärts auf die ſchöne Zukunft, die dem Lande im Anſchluß an “eg 
eine große, in der Blüthe ihrer Kraft ſtehende Monarchie und unter 
einem Fürſten, zu dem ganz Deutſchland aufſchaut, bevorſtehe. 
Während nun der Redner dieſem Fürſten, „dem Eroberer deutſcher 
Herzen“, in beredten Worten ein Hoch aus brachte, ward draußen 
ſchon über dem Balkon des Hauſes die den Adler tragende 


übrigen Menge mit einem Hoch begrüßt, ſo daß mn 
Redners übertönt ward. Hier ſchloß das dreimalige Lebehoch die 
Handlung. Das Militär zog dann mit Muſik durch die Straßen 
der Palmeille, wo eine Parade ſtattfand; das Geläute der Glocken 
tönte noch bis 1 Uhr. Am Nachmittag war Feſttafel im „bolſtel⸗ 
niſchen Hauſe“ am Rathhausmarkt und Abends wird ſowobl das 
Rathhaus mit Transparents und Kandelabern, als auch manches 
Privathaus, das am Tage die preußtſche Flagge zeigte, erleuchtet 
ſein. Im Theater wird heute vor der Aufführung der „weißen 
Dame“ ein Feſtprolog geſprochen. f 

Rendsburg, 24. Januar. (Poſt.) Heute Mittag 12 
Uhr fand hier der feierliche Akt der Publikation des Beſitzergrei⸗ 
fungs⸗Dekrets ſtatt. Schon in früher Morgenſtunde ſah man viele 
Häuſer mit preußiſchen Fahnen geſchmückt. Um 12 Ubr ſtellte ſich 
die hieſige Garniſon auf dem Altſtädter Markte auf und der Kom- 
mandant, General-Major v. Kaphengſt, begab ſich mit den nicht in 
der Front ſtehenden Offizieren und den Spitzen der Behörden auf 
das Rathhaus, woſelbſt die Proklamation Seitens des Stadtprä⸗ 
ſidenten, Juſtizrath Wrieth geſchah. Unter dem Geläute der Glocken 
wurde nunmehr die preußiſche Fahne aufgezogen, die mit präjen- 
tirtem Gewehr und dreimaligem Hurrahrufe freudig begrüßt wurde. 
21 Kanonenſchüſſe donnerten weithin in das Eiderland. Ein Vor⸗ 
beimarſch der Truppen ſchloß die militäriſche Frier. Um 3 Uhr 
verſammelten ſich, auf Anregung einer großen Anzahl Bürger Mit- 
glieder aller Stände zu einem gemeinſchaftlichen Diner in der „Stadt 
Hamburg“, woran ſich auch ein großer Theil des hieſigen Offizier- 
Korps betbeiligt hat. 

Kiel, 24. Januar. Die feierliche Beſitzergreifung der Her⸗ 
zogthümer Schleswig-Holftein iſt jo eben im Namen Sr. Majeftät 
des Königs durch den Herrn Ober Präſidenten, Baron v. Scheel⸗ 
Pleſſen, in ſolenner und erhebender Weiſe vollzogen worden. f 

Nordhauſen, 23. Januar. Auf den früher erwähnten 
Antrag der hieſigen Handelskammer, das das Staats papiergeld und 
die Coupons der annektirten Länder bei den Königlichen Kaſſen 
der älteren preußiſchen Provinzen angenommen werden möchten, 
iſt heute ein Beſcheid des Finanzminiſters eingetroffen, wonach die 
anderweite Regelung der Verhältniſſe des Papiergeldes und der 
verzinslichen Staatsſchulden der neuen Provinzen in Ausſicht ſteht 
und dabei auch der oben bezeichnete Antrag ſeine Erledigung fin⸗ 
den wird. Dieſer Beſcheid iſt offenbar als zuſtimmend zu verſtehen. 

Ausland. 

Wien, 24. Januar. Geſtern Mittag 1 Uhr hat der Kalſer 
die Adreſſe des ungariſchen Landtags in Betreff des Rekrutirungs⸗ 
Patents entgegengenommen; anweſend waren dabei der ungariſche 
Hofkanzler v. Majlath und der Oberſtkämmerer Fürſt Vincenz 
Auersperg. Zunächſt richtete der Vice-Präſident des Oberhauſes, 
Graf Johann Cziraky, folgende Anſprache an den Kaiſer: 

„Eine ununterbrochene Reihe von Gejepen, welche unter der 
glorreichen Regierung der Vorfahren Ew. Maj. zu Stande kamen, 
bezeugt jenen geſetzlichen Einfluß, welchen die Stände des König- 
reichs Ungarn rüdfichtlich der Feſtſtellung und zeitweifen Umgeſtal⸗ 
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tung des Wehrſyſtems ſtets ausgeübt haben. Die am 28. De- 
zember v. J. mit der verpflichtenden Ausdehnung auf unſer Vater⸗ 
land erlaſſene und von deren Publikation an ins Leben zu treten 
beſtimmte Allerhöchſte Heeresergänzungs Verordnung hat demnach 
den landtäglich berathenden Ständen und Vertretern inmitten ihrer 
legislativen Thätigkeit die Verpflichtung auferlegt, ihre verfaſſungs⸗ 
mäßigen Bedenken einſtimmig zum Ausdruck zu bringen, in einer 
allerunterthänigſten Adreſſe zufammenzufaſſen und dieſelbe Ew. Maj. 
hiermit in tiefſter Ehrfurcht zu unterbreiten.“ 

Hieran ſchloß ſich eine kurze Anrede des Vicepräſidenten des 
Abgeordnetenhauſes, Grafen Andraſſy. Der Kaiſer erwiderte: 

„Ich gebe mich der Hoffnung hin, daß mein demnächſt zu er- 
laſſendes K. Reſkript die Bedenken, welche in der mir ſo eben 
überreichten allerunterthänigſten Adreſſe zum Ausdrucke gelangten, 
beheben wird. Verſichern Sie Ihre Kommittenten auch bis dahin 
meiner Königlichen Huld, ſowie deſſen, daß ich mich bereit erkläre, 
die Wünſche des Landes zu erfüllen, ſobald es durch wechſel⸗ 
ſeitiges Vertrauen gelungen ſein wird, die Schwierigkeiten der that⸗ 
ſächlichen Bildung des verantwortlichen ungariſchen Minifteriums zu 
beſeitigen.“ 

Spanien. Nach Briefen aus Madrid vom 21. Januar 
hat das Kriegsgericht bereits fein Urtheil in der Angelegenheit 
Betreffe der geheimen Journale gefällt. Einer der Angeklagten 
wurde zum Tode verurtheilt und ſofort erſchoſſen. 

Warſchau, 21. Januar. Ein neuer Befehl aus St. Pe- 
tersburg geht dahin, daß alle Beamten von der 6. Klaſſe hinauf 
ſchon jetzt nur Angehörige der griechiſch-orthodoxen Kirche fein dür⸗ 
fen. (Die niedrigen Klaſſen nehmen die ſubalternſten Aemter ein.) 
Graf. Berg hat hiergegen nach St. Petersburg Vorſtellung gemacht 
und die Unmöglichkeit nachzuweiſen geſucht, dieſen Befehl ſo raſch 
auszuführen. Sn wie weit dieſe Vorſtellung Annahme finden wird, 
werden wir uns bald überzeugen können. 

KRonftantinopel, 12. Januar. Vorgeſtern wurde ganz 
Pera und dle übrigen Vorſtädte der Reſidenz in Aufregung verſetzt 
durch Plakate, die Morgens an den Straßenecken und Kirchthüren 
angeheftet waren und die dem Publikum ankündigten, die türkiſche 
Bevölkerung erhebe ſich in Maſſe, um die Chriſten niederzumetzeln. 
Es war von Waffendepots die Rede, welche in gewiſſen muſelmän⸗ 
niſchen Bezirken, namentlich im Kaſſim und in der Nähe des So⸗ 
phientempels, ſich befinden ſollten, und die Chriſten wurden aufge⸗ 
fordert, ohne Zeitverluſt ſich zur Gegenwehr zu rüſten. Viele Leute 
nahmen die Sache ernſt und in wenig Augenblicken waren die 
chriſtlichen Stadttheile alarmirt. Die Polizei beruhigte jedoch die 
aufgeregten Gemüther bald, und ſchickte ſich an, die Quelle der 
Alarmnachricht zu erforſchen, wiewohl bisher ohne Erfolg. Auch 
Waffendepots ſind unſeres Wiſſens nicht an den bezeichneten Orten 
vorgefunden worden. 


Pommern. 
Stettin, 26. Januar. Nachdem Herr Profeſſor Prutz in 


ſeinem letzten Vortrage bie Früchte, welche der große Kurfürſt aus 


dem weſtphäliſchen Frieden erlangt, geſchildert, wies derſelbe im 
geſtrigen Vortrage zunächſt nach, daß die politiſche Seite jenes 


Friedensſchluſſes von ungleich größerer Bedeutung als die religlöſe 


geweſen, indem durch denſelben den einzelnen Fürſten innerhalb der 
Grenzen ihres Landes die Territorialhoheit und damit nach innen 


And außen eine vollſtändig ſelbſiſtändige Politik eingeräumt, wodurch 


der eigentliche Verband des deutſchen Reiches aufgelöſt ſel. Am 
erſten und glücklichſten fand ſich der Kurfürſt Friedrich Wilhelm in 


die neue Lage, deſſen Regierung ein Beiſpiel von der unverbrüch⸗ 
lichſten Ausdauer und Gewiſſenhaftigkeit liefert. Wenn jeine Po- 
litik auch von einem gewiſſen Egoismus und Selbſtſucht nicht frei- 
zuſprechen war, ſo ſuchte er ſein und ſeines Landes Wohl doch 
immer nur da, wo gleichzeitig Deutſchlands Vortheil zu ſuchen 
wär und er verdient deshalb auch mit Recht die Bezeichnung als 
Gründer der nationalen deutſch-preußiſchen Politik. Redner gab 
hiernächſt einen Ueberblick, wie das Haus Habsburg abſichtlich die 
Intereſſen des deutſchen Reiches in dem Gefühle, daß die Krone 
keine Stütze mehr beſitze, vernachläſſigt und wie es nicht nur im 
weſtphäliſchen Frieden den Elſaß, ſondern ſpäter auch noch ander- 
weite Territorien abgetreten habe, um ſeine Händel mit Frankreich 
auszugleichen. Der Kurfürſt von Brandenburg benutzte dagegen 
die erworbene Territorialhoheit äußerſt geſchickt; feine erſten Be⸗ 
mühungen nach Schwarzenberg's Entfernung waren darauf gerich- 
tet, ſich eine zuverläſſige Militärmacht zu ſchaffen; er entließ be⸗ 
reits im Jahre 1641 die früher geworbenen 6000 Söldner, indem 
er die Hälfte derſelben freiwillig an Oeſterreich abtrat und dann 
ein neues Heer von 3000 Mann bildete, daß er nach und nach 
entſprechend vermehrte, ſo daß er Anfangs der 50er Jahre ſchon 
über ein gediegenes ſchlagfertiges Heer gebieten konnte. Um in- 
deſſen das zur Herſtellung und Unterhaltung des Heeres erforder⸗ 
liche Geld unabhängig von der Bewilligung der vielfach remitenten 
Stände zu beſchaffen, führte er bereits 1641 die ſog. Accſſe (eine 
Konſumtlons- und Verbrauchsſteuer) ein, welche Maßregel aller- 
dings viel böſes Blut erzeugte, was den Kurfürſten jedoch nicht 
abhielt, an derſelben aus geſchichtlicher Nothwendigkeit unerbittlich 
feſt zu halten. Auf dieſe Weiſe bildete ſich der Kurfürſt alſo eine 
Armee, ſchuf ſich Hilfsquellen und wurde wenigſtens Herr im elge⸗ 
nen Lande. Ungefähr die erſten 16 Jabren ſeiner Herrſchaft ver- 
floſſen in friedlichen Reformen für das Land, ſeine äußere Macht 
und ſein politiſcher Einfluß wurde dagegen ſpäter durch den 
ſchwediſch⸗polniſchen Krieg (1655-1660) und den Krieg 
gegen Frankreich und Schweden (1672-1679) begründet. 
Aus erſterem Kriege iſt beſonders zu erwähnen, daß der Kurfürſt 
durch den Vertrag zu Labtau (20. Novbr. 1656), nachdem Carl X. 
von Schweden der Lehnsherrſchaft über das Herzogthum Preußen 
entſagt, von dieſem als ſouveräner Herzog erklärt, daß ihm 
ſodann in dem Vertrage zu Wehlau (1657), nachdem er zu einem 
Bündniß mit den Polen gegen Schweden gezwungen, von erſteren 
die Souveränetät über das Herzogthum Preußen, und endlich in 
dem Frieden zu Oliva (1660) nach Bekämpfung der Schweden 
von dieſen der Wehlauer Vertrag beſtätigt wurde, von wo ab aljo 
die volle Souveränetät Brandenburgs über Preußen datirt. Jetzt 
erſt gehörte Preußen vollſtändig zu Deutſchland. Wiederum ver⸗ 
floſſen zwölf Friedens jahre, die der Kurfürſt zur Hebung des Wohl- 
ſtandes ſeines Landes verwendete, als derſelbe abermals zum Schwert 
greifen mußte. König Ludwig XIV. von Frankreich erklärte 1672 
aus reiner Vergrößerungsſucht an Holland, daß ihm ein Dorn im 


Auge war, den Krieg und fordrrie gleichzeitig den Kurfürſten auf, 
ſich mit Frankreich gegen Holland zu verbünden, was dieſer aber 
mit Entrüſtung zurückwies. Er wr der erſte Fürſt, der ſich auf 
die Seite Hollands ſtellte. In Füge der Befepung der Kleveſchen 
Länder durch den franzöſiſchen Fel herrn Türenne wurde der Kur⸗ 
fürſt indeſſen zum Abſchluß eines ſteutralitätsvertrages mit Frank- 
reich gezwungen; (Voſſem, 1673) im Jahre 1674, als derſelbe 
mit einer Heeresmacht von 20,00 Mann nach dem Rhein und 
Elſaß zog, um ſich mit Türenn zu meſſen, ſielen die Schwe⸗ 
den auf Anſtiften Ludwigs XIV, yon Pommern aus in die Mark 
ein, und plünderten in dem! von Truppen vollſtändig entblößten 
Lande auf wirklich entſetzliche Weie, in Folge deſſen die kurmärker 
Bauern auf eigene Hand gegen die Schweden zogen und ſo die 
märkiſche Ehre zu retten ſuchten. Als dem Kurfürſten die Kunde 
von den Räuberelen der Schweder zuging, eilte er ſchnell ſeinem 
bedrängten Lande zu Hilfe und in der Schlacht bei Fehrbellin 
(Juni 1675) errangen die der Zahl nach bedeutend geringeren 
Brandenburger einen glänzenden Sieg über die Schweden. Alles 
jubelte über dieſen Sieg, der Kurürſt verfolgte die Schweden, er⸗ 
oberte nach und nach Wolgaſt, An lam, Demmin, die Feſtung Stet- 
tin (nach 7 monatlicher hartnäckige Belagerung), die Feſtung Stral- 
ſund und hatte es endlich 1678 erreicht, daß kein Schwede ſich 
mehr in Pommeen befand. Allein kurz nachher fand, wiederum auf 
Veranlaſſung Ludwigs XIV., ein Einfall der Schweden von Liev⸗ 
land aus in Oſtpreußen ſtatt, wa 1679 zu einem Winterfeldzuge 
des Kurfurſten, „der berühmten Schlittenfahrt“, und dazu führte, 
daß die Schweden bei Tilſit abermels geſchlagen wurden. Im Frie⸗ 
den von St. Germain geſchah lüdeſſen das Unerhörte, daß der 
Kurfürſt, von Frankreich, Schweden und Polen gleichzeitig bedroht 
und nur auf feine eige Macht angewieſen, ſich entſchließen mußte, 
die jo rühmlich eroberten Landſtriche wieder an Schweden heraus⸗ 
zugeben. — Redner gedachte ſchlleßlich noch kurz der Ereigniſſe 
während der letzten Lebensjahre des am 29. April 1688 verſtorbe⸗ 
nen großen Kurfürſten. Die letzte große That deſſelben war, 
daß er ſofort nach der im Jahre 1685 erfolgten Aufhebung des 
Edikts von Nantes den flüchtigen Reformirten aus Frankreich in 
ſeinen Staaten Aufnahme, Schutz und Unterſtützung gewährte. 
Durch die Einwanderung wurde der verödete Staat mit etwa 
30,000 betriebſamen und kunſtfertigen Menſchen bevölkert und 
Brandenburg hat derſelben gewiß Vieles zu danken. Die jonfti- 
gen großen Verdienſte des Kurfürſten um die Hebung des Staates 
in jeder Beziehung find jo bekannt, daß wir uns einer beſonderen 
Erwähnung derſelben füglich enthalten können. 

— Das hieſige Wahlcomité der national-liberalen Partei hat 
eine Anfrage an Hrn. Redakteur Otto Michaelis wegen Annahme 
der Kandidatur für die Vertretung Stettins im norddeutſchen Par- 

lamente gerichtet und von demſelben folgende Antwort erhalten: 

„Die Zuſchrift des Stettiner Wahlcomités der national libe⸗ 
ralen Partei vom 19. d. Mts. Lat mir zur großen Genugthuung 
gereicht, da ſte die Uebereinſtimmung mit dem Grundgedanken meines 
Wirkens im preußlſchen Abgeordnetenhauſe ausſpricht und derſelben 
zugleich einen mir ſehr werthvollen thatſächlichen Ausdruck glebt. 
Ihr Programm, welches „das Streben nach Verſöhnung der unab- 
weislicheu Bedingungen für den Aufbau eines machtvollen Staates 
mit den Anſprüchen verfaſſungsmäßiger Freiheit“ als Aufgabe hin⸗ 
ſtellt, iſt genau das meinige. So wirr und wenig verſprechend 
die umlaufenden Angaben über die Abſichten der Regierung in Be- 
treff des norddeutſchen Buudesſtaats auch lauten, jo glaube ich der 
Thatſache vertrauen zu dürfen, daß die preußiſche Regierung gegen 
die Abneigung und den Widerſtand des Partikularismus ihre weſent⸗ 
lichſte Stütze in der Volksvertretung ſuchen muß. Dieſe thatſäch⸗ 
liche Lage verbürgt nicht nur dem jetzt zu wählenden, ſondern auch 
dem künftigen regelmäßigen Reichstage den legitimen Einfluß auf die 
Exekutive, welcher nöthig iſt, nicht nur um gegenwärtig die Grund⸗ 
lagen verfaſſungsmäßigen Lebens im norddeutſchen Bundesſtaate 
im Wege der Vereinbarung zu legen, ſondern auch, um auf dem- 
ſelben künftig das Verfaſſungsleben weiter auszubilden. Das jetzt 
zu wählende Parlameut hat mit gegebenen Thatſachen zu rechnen, 
es kann nicht alle Ziele oder gar Ideale auf einmal erreichen 
wollen. Aber eben jo wie das Parlament, wird auch die preu- 
ßiſche Regierung der Nothwendigkeit eingedenk fein müſſen, ein den 
Bebürfnifjen der Staatsmacht wie der Volkefretbelt entſprechendes 
Werk jetzt und zwar durch dieſes Parlament zu ſchaffen. Dem oft 
pointirten Gegenſatz zwiſchen Einheit und Freiheit, vermag ich keine 
Berechtigung zuzuerkennen. In der nationalen Einheit, zu welcher 
ja die Grundlage gelegt werden ſoll, ſehe ich mächtigere 
Garantieen freiheitlſcher Entwickelung, als fie irgend ein Partifu- 
larſtaat unter den früheren Verhältniſſen je zu errelchen vermochte. 
Als nothwendige Konſequenzen dleſer Einheit find ſchon allfeitig 
anerkannt: die Freizügigkeit im ganzen Gebiete des Bundesſtaats, 
der einheitliche Markt, die einheitliche Verkehrsgeſetzgebung, und 
andererfeits die gleiche Militalrpflicht von weſentlich abgekürzter 
Geſammtdauer. Da die Ausübung des Wahlrechts die politiſche 
Freiheit zur nothwendigen Votausſetzung haben muß, wenn das 
Parlament der Centralgewalt die unentbehrliche Stütze bieten ſoll, 
fo werden gemeinſame Garanticen für die politiſchen Freiheitsrechte 
die nothwendige Konſequenz der Einſetzung eines Parlaments bil- 
den. In dem Mangel. folder Freiheitsrechte würde ja der Par- 
tikularismus, mit dem noch lange nicht definitiv abgerechnet iſt, 
Waffen gegen die ſtaatliche Einheit finden.“ So viel über die 
praktiſchen Ausſichten des uns gemeinſamen Programus. — Die 
mir von Ihnen angetragene Kandidatur nehme ih an. Sie wiſſen 
bereits daß ich ſchon eine Kandidatur in dem Krelſe Ueder- 
münde-Uſedom-Wollin angenommen habe. Ich konnte auf dieſelbe 
um fo weniger verzichten, als mein früberes Verhältniß zu jenem 
Wahlbezirke die in ländlichen Kreiſen ſonſt jo ſchwere Einigung 
über eine Kandidatur weſentlich erleichtert und hierdurch der fo 
ſchwierige Wahlkampf ausſichtevoller wird. Bet einer etwaigen 
Doppelwahl würde ich mir meinen Entſchluß vorbehalten und ihn, 
wie Ste ja einverſtanden find, von Erwägung der in den kon- 
kurrirenden Wahlbezirken obwaltenden Verhältuſſſe abhängig machen 
müſſen. Ich bedaure ſehr, in Stettin mit dem mir perſönlich 
befreundeten Herrn Konſul Müller konkurriren zu müſſen, allein 
bei fo ſchwer ins Gewicht fallenden politiſchen Fragen bleibt nichts 
übrig, als von perſönlichen Neigungen abzuſehen. Mit dem Vor⸗ 
ſchlage, in einer Verſammlung der dortigen Wählerſchaft aufzu⸗ 
treten, bin ich gern einverſtanden.“ 

— Die bereits erwähnte große Sendung von den Heiden⸗ 


batte einſtimmig den Friedensvertrag mit Preußen. 


reichſchen Diebſtählen herrührender Sachen if, in zwei große Kiſten 
verpackt, hier angekommen und in Aſſervatlon genommen. Wahr- 
ſcheinlich wird in nächſter Zeit auch hier ein Aufruf ergehen, dieſe 
Gegenſtände in Augenſchein zu nehmen. Es iſt dies nur derjenige 
Theil der vorgefundenen Sachen, welcher muthmaßlich bier geſtoh⸗ 
len wurde, da ſich in Berlin kein Eigenthümer derſelben hat er⸗ 
mitteln laſſen. Der Prozeß wird übrigens der Familie Heidenreich 
in Berlin gemacht werden. 

— Das hier bisher beſtandene Comité zur Unterſtützung der 
Familien einberufener Reſerviſten und Landwehrleute hat ſeine 
Thätigkeit nunmehr eingeſtellt, ſo daß fernere Unterſtützungsgeſuche 
alſo entſchleden keine Berückſichtigung mehr finden können. 

— Ein ſchon beſtrafter Schuhmachergeſelle ſtahl geſtern früh 
aus der Wohnung, in der er in Schlafſtelle lag, verſchledene Klel⸗ 
dungsſtücke und ergriff alsdann die Flucht durchs Fenſter. Sein 
weiterer Verbleib iſt bisher nicht ermittelt. 

— (Kriminalgerichtsſitzung vom 25. Januar.) Der frühere 
Hausknecht Johann Carl Bartelt ſchlich ſich in der Nacht zum 15. 
Januar c. in das Kinslky'ſche Gaſthaus hier und ſtahl aus der 
Kammer des dortigen Hausknechts dieſem ein Portemonnaie mit 
Geld, eine Cyplinderuhr und eine Cigarrenſpitze. Er wurde noch 
innerhalb des Gebäudes ergriffen und ihm die Sachen abgenommen. 
B. wurde wegen dieſes Diebſtahls zu 3 Monaten Gefängniß und 
1 Jahr Verluſt der Ehrenrechte verurtheilt. — Am 24. November 
v. J. paſſirte der Schneidergeſelle Auguſt Wilhelm Krüger aus 
Grabow hier die Baumſtraße. Der Althändler Baumgarten hatte 
an ſeiner Thür auf der Straße einen Ueberzieher ausgehängt. K. 
nahm den Rock, entfernte ſich mit demſelben, wurde aber alsbald 
ergriffen. Er wurde heute zu 1 Monat Gefängniß und 1 Jahr 
Verluſt der Ehrenrechte verurtheilt. — Der jetzige Arbeiter Auguſt 
Ludwig Miers von hier war bis zum Juni v. J. Altträger bei 
dem hieſigen Kornträger-Inſtitut. Als ſolcher erhielt er aus der 
Kaſſe einen Vorſchuß, aus welchem er die Kornträger bezahlen und 
auf dieſe Weiſe den Vorſchuß verwalten mußte. Bei einer im Junt 
ſtattgehabten Reviſton dieſes Vorſchußbeſtandes war er nicht im 
Stande, denſelben vorzulegen und räumte dem revidirenden Beam- 
ten ein, denſelben in ſeinem Nutzen verbraucht zu haben. Außer⸗ 
dem hatte er in zwei der Kaſſe vorzulegenden Tageszetteln über geleiſtete 
Arbeiten der Träger mehr als wirklich verausgabt notirt. Er will 
bier irrthümlich eine falſche Eintragung gemacht haben und behaup⸗ 
tete in Bezug auf den Vorſchuß, daß er berechtigt geweſen fei, 
daraus auch ſein Gehalt zu entnehmen, ſomit nichts veruntreut zu 
baben. Er wurde wegen Uuterſchlagung und Betrugs zu 6 Wo⸗ 
chen Gefängniß und 1 Jahr Verluſt der Ehrenrechte verurtheilt. 


Neueſte Nachrichten. 

Darmſtadt, 25. Januar. In ihrer geſtrigen Sitzung 
genehmigte die Kammer der Abgeordneten nach fünfſtündiger De⸗ 
Ferner wurde 
mit 24 gegen 21 Stimmen der Antrag des Abgeordneten Dumont 
angenommen, welcher dahin geht, den Beſchluß über einen even⸗ 
tuellen Anſchluß Heſſen⸗Darmſtadts an den norddeutſchen Bund bis 
zur Veröffentlichung des dem norddeutſchen Parlamente vorzulegen⸗ 
den Verfaſſungsentwurfs auszuſetzen. \ a A 5 

Peſth, 25. Januar. Der Biſchof von Raab, Simor, it 
zum Fürſtprimas von Ungarn ernannt. un 

Bern, 22. Januar, Nachmittags. Die öſterreichiſche Re⸗ 
gierung hat durch ihre hleſige Geſandtſchaft dem Bundes rathe ihre 
Bereitwilligkeit ausdrücken laſſen, zum Abſchluß eines Handelsver⸗ 
trages mit der Schweiz die Hand zu bieten, 5 

Konſtantinopel, 25. Januar. Die Regierungsklätter 
beſtätigen die gänzliche Beendigung des kandiſchen Aufſtandes. Zur 
Berichtigung der geſtrigen Angabe wird gemeldet, daß ſich nicht 
1200, ſondern nur 440 Freiwillige, nachdem ſie die Waffen ge⸗ 
ſtreckt, nach dem Pyräus eingeſchifft haben. Server Effendi iſt 
ä abgegangen, um die Verwaltung der Inſel zu reor⸗ 
ganiſtren. 


Telegr. Depeſche der Stettiner Zeitung. 

Karlsruhe, 26. Jauuar. Am 3. Februar tritt in Stutt⸗ 
gart die Konferenz der vier ſüddeutſchen Staaten zuſammen, behufs 
Jeſtſtellung der Grundlagen einer gleichartigen Wehrverfaſſung. 


S 26. 3 Borſen Berichte. 
Stettin, 26. Januar. Witterung: trübe und regnigt. Temperatur 
＋ 4 R. Wind: SW. egnigt. Zeuipe 

An der Börſe. 


Weizen niedriger, loco pr. 85pfd. gelber 80—86 „ bez., ſeiner 87 
N bez., poln. 76—82 9% bez., blauſpitziger 72— 74 bez., 83—Söpfd. 
gelber Frühj. 8483 e bez, Mai⸗Juni 84 Br., Juni⸗Juli 85 Br. 
Roggen weichend bezahlt, pr. 2000 Bid, loco 54—56½ ½ bez., 
Januar 54 Ag Gd., Frühjahr 54, 53% 4 bez. u. Gd., Mai⸗Juni 54, 
53%, ½ . bez. u. Od, 7, Br., Juni⸗Juli 54½, 54 & bez. u. Gd., 


Juli⸗Auguſt 54½ Br. 
70pfd. 49—50 „ bez., 69—70pfd. Frühjahr 50 ¼ 


Kb. 

Gerſte loco pr. 

M Brief. 

= * a — pr. 50pfd. 29— 30% bez., Frühjahr 47—50pfdb. 31½ 
2 g 

Erbſen, Futter⸗ 54—56 . bez., Koch⸗ 57-60 bez., Fru 
jahr Futter⸗ 57%, 2 8 5 0 ei 

Abe! matt, loco 112, Br., Januar Februar 11% . Br., 
April⸗Mai 11%, . bez., Br. u. Gd. 

Spiritus niedriger, loco ohne Faß 16% . bez., Januar u. Ja- 
nuar-Februar 16% % Br., Frühjahr 161, % bez., Mai ⸗ Juni 
16½ 4 Br., 16% bez. 

Weizen 80—86 g, R — Gerſie 4050 %, Erbſen 
eizen 80— R en 54 „Gerſte 4650, 
54--60 % per 25 Schffl., u 25—30 % per 26 Schffl., Stroh pr. 
Schock 6—8 , Heu pr. Ei 15—25 Gr 1 
Hamburg, 25. Januar. Getreidemarkt durchgebends ſehr ruhig. 
Weizen pr. Jauuar⸗Februar 5400 Pfd. netto 152 Bankothaler Br. 151 Gd., 
pr. Frühjahr 146 Br. u. Gd. Roggen pr. Jauuar⸗Februar 5000 Pfd. 
Brutto 91 Br., 90 Gd., pr. Frühjahr 88 Br., 87 Gd. Oel loco 251%, 
pr. Mai 26 ½, pr. Oktober 26%. Kaffee und Zink geſchäftslos. — 

Thauwetter. 


